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TEIL 1
Berufliche Pflegeausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann 

Abschnitt 1 
Ausbildung und Leistungsbewertung 

§ 1 Inhalt und Gliederung der Ausbildung
(1) Die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann befä higt die Auszubildenden in Erfü llung 
des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes Menschen aller Altersstufen in den allgemeinen 
und speziellen Versorgungsbereichen der Pflege pflegen zu kö nnen. Die hierfü r erforderlichen Kompeten-
zen sind in Anlage 2 konkretisiert. Der Kompetenzerwerb in der Pflege von Menschen aller Altersstufen 
berü cksichtigt auch die besonderen Anforderungen an die Pflege von Kindern und Jugendlichen sowie al-
ten Menschen in den unterschiedlichen Versorgungssituationen sowie besondere fachliche Entwicklungen 
in den Versorgungsbereichen der Pflege.

(2) Die Ausbildung umfasst mindestens 

1.  den theoretischen und praktischen Unterricht mit einem Umfang von 2.100 Stunden gemä ß der in An-
lage 6 vorgesehenen Stundenverteilung und 

2.  die praktische Ausbildung mit einem Umfang von 2.500 Stunden gemä ß der in Anlage 7 vorgesehenen 
Stundenverteilung. 

(3) Die Ausbildung erfolgt im Wechsel von Abschnitten des theoretischen und praktischen Unterrichts und 
der praktischen Ausbildung. Der Unterricht und die praktische Ausbildung erfolgen aufeinander abge-
stimmt auf der Grundlage von Kooperationsverträ gen nach § 8. 

(4) Fehlzeiten kö nnen nach § 13 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes angerechnet werden, so-
weit diese einen Umfang von 25 Prozent der Stunden eines Pflichteinsatzes nicht ü berschreiten. Urlaub ist 
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in der unterrichtsfreien Zeit zu gewä hren. Die Erreichung des Ausbildungsziels eines Pflichteinsatzes darf 
durch die Anrechnung von Fehlzeiten nicht gefä hrdet werden. 

(5) Bei Ausbildungen in Teilzeit nach § 6 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz des Pflegeberufegesetzes ist 
sicherzustellen, dass die Mindeststundenzahl nach Absatz 2 erreicht wird. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(6) Unter unmittelbarer Aufsicht von Inhabern einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, § 58 Absatz 1, § 58 Absatz 
2 oder § 64 des Pflegeberufegesetzes sollen ab der zweiten Hä lfte der Ausbildungszeit mindestens 80, 
hö chstens 120 Stunden der praktischen Ausbildung im Rahmen des Nachtdienstes abgeleistet werden.

(7) Die zustä ndige Behö rde weist die Auszubildende oder den Auszubildenden auf die Mö glichkeit der 
Ausü bung des Wahlrechts nach § 59 Absatz 2 oder Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes hin. Der Hinweis 
erfolgt schriftlich oder elektronisch so rechtzeitig, dass die oder der Auszubildende das Wahlrecht innerhalb 
der Frist nach § 59 Absatz 5 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ausü ben kann.

§ 2 Theoretischer und praktischer Unterricht 
(1) Im Unterricht nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 sind die Kompetenzen zu vermitteln, die zur Erreichung des 
Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes erforderlich sind. Die Auszubildenden werden befä higt, 
auf der Grundlage fachlichen Wissens und Kö nnens sowie auf der Grundlage des allgemein anerkannten 
Standes pflegewissenschaftlicher, medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse die 
beruflichen Aufgaben zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet und selbstä ndig zu lö sen sowie das 
Ergebnis zu beurteilen. Wä hrend des Unterrichts ist die Entwicklung der zur Ausü bung des Pflegeberufs er-
forderlichen personalen Kompetenz einschließlich der Sozialkompetenz und der Selbstä ndigkeit zu fö rdern. 

(2) Im Unterricht ist sicherzustellen, dass die verschiedenen Versorgungsbereiche und Altersstufen ange-
messen berü cksichtigt werden.

(3) Die Pflegeschule erstellt ein schulinternes Curriculum unter Berü cksichtigung der Empfehlungen im 
Rahmenlehrplan nach § 51. 

§ 3 Praktische Ausbildung 
(1) Wä hrend der praktischen Ausbildung nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 sind die Kompetenzen zu vermitteln, 
die zur Erreichung des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes erforderlich sind. Die Auszubil-
denden werden befä higt, die im Unterricht und in der praktischen Ausbildung erworbenen Kompetenzen 
aufeinander zu beziehen, miteinander zu verbinden und weiterzuentwickeln.

(2) Die praktische Ausbildung beim Trä ger der praktischen Ausbildung soll mindestens 1.300 Stunden 
umfassen. Ein Pflichteinsatz nach § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes und der Orientierungseinsatz 
sind beim Trä ger der praktischen Ausbildung durchzufü hren. Der Vertiefungseinsatz soll beim Trä ger der 
praktischen Ausbildung durchgefü hrt werden. Er ist in dem fü r den Vertiefungseinsatz gewä hlten Versor-
gungsbereich gemä ß dem Ausbildungsvertrag durchzufü hren. 

(3) Die praktische Ausbildung beginnt beim Trä ger der praktischen Ausbildung mit dem Orientierungs-
einsatz. Die Pflichteinsä tze in den allgemeinen Versorgungsbereichen der Pflege nach § 7 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes sowie der Pflichteinsatz in der pä diatrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des Pfle-
geberufegesetzes sind in den ersten zwei Dritteln der Ausbildungszeit durchzufü hren. Der Pflichteinsatz in 
der allgemein-, geronto-, kinder- oder jugendpsychiatrischen Versorgung, der Vertiefungseinsatz sowie die 
weiteren Einsä tze sind im letzten Ausbildungsdrittel durchzufü hren. Die genaue zeitliche Reihenfolge wird 
im Ausbildungsplan festgelegt.

(4) Soweit wä hrend eines Einsatzes einer Auszubildenden oder eines Auszubildenden nach § 7 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes in der jeweiligen Einrichtung keine Pflegefachkrä fte tä tig sind, ist im Hinblick auf die 
Anforderungen nach § 7 Absatz 5 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ein angemessenes Verhä ltnis von Aus-
zubildenden zu anderen, zur Vermittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Fachkrä ften zu gewä hrleisten. 

(5) Der von den Auszubildenden zu fü hrende Ausbildungsnachweis nach § 17 Satz 2 Nummer 3 des Pflege-
berufegesetzes ist von der Pflegeschule so zu gestalten, dass sich aus ihm die Ableistung der praktischen 
Ausbildungsanteile in Ü bereinstimmung mit dem Ausbildungsplan und eine entsprechende Kompetenzent-
wicklung feststellen lassen. Die Pflegeschule berü cksichtigt bei der Gestaltung des Ausbildungsnachweises 
den Musterentwurf nach § 60 Absatz 5. 




